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Das Kalenderjahr 2010 neigt sich – für viele allzuschnell – dem Ende zu. 
Vor allem die Bundesregierung versucht im letzten Moment eine „be-
scheidene“ Steuerreform zu beschließen. Man rechnet mit einem Um-
fang von mehr als 500 Seiten Bundesgesetzblatt deren rechtliche Inhal-
te zum überwiegenden Teil mit 01.01.2011 in Kraft treten werden. Durch 
die unangemessen kurze Umsetzungsfrist haben unsere Klienten keine 
Möglichkeit sich entsprechend auf die Änderungen vorzubereiten und 
eine seriöse Unternehmensplanung vorzunehmen. Selbst Anfang De-
zember sind noch einige Änderungen zwischen den Regierungsparteien 
strittig. Auch fehlen darin die angekündigten, wesentlichen Struktur-
verbesserungen. Wir berichten in dieser Ausgabe über die bisher be-
kannten Änderungen und werden diese in unserer nächsten Ausgabe 
noch vertiefend erläutern. 

Durch die vielen Zwischenbilanzbesprechungen konnten wir feststellen, 
dass die Wirtschaftskrise im Pinzgau bisher deshalb nicht spürbar war, 
da vor allem das Bau- und Baunebengewerbe, sowie der Tourismus als 
Wirtschaftsmotor eine ausgezeichnete Auftragslage und Auslastung 
hatte. Beachten Sie auch unsere Steuer-(Spar)-Tipps zum Jahresende. 

Unsere Mitarbeiter nützen auch laufend die Fortbildungsmöglichkeiten 
der Wirtschaftstreuhänderakademie. Unsere Kanzlei investiert jährlich 
ca. € 17.000,– in die Fortbildung der Mitarbeiter damit alle über das 
bestmögliche Fachwissen verfügen können. Damit können wir die hohe 
Beratungsqualtität aufrecht erhalten. 

Weiters beachten Sie bitte die neuerlichen Änderungen im Baugewerbe 
im Hinblick auf eine zusätzliche Auftraggeberhaftung, nunmehr auch 
für lohnabhängige Abgaben. 

Frau Manuela Rainer als Sicherheitsbeauftragte kümmert sich engagiert 
um die Einhaltung des Arbeitsschutzes und der -sicherheit aller Kol-
legInnen. Für ihr laufendes Engagement, sowie die Organisation eines 
Erste Hilfe Kurses bedanken wir uns herzlich. 

Abschließend wünschen wir allen KlientenInnen und Geschäftspartnern 
ein besinnliches Weihnachtsfest und ein erfolgreiches neues Jahr 2011.

Hermann Gandler
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BUDGETMASSNAHMEN 2011-2014 
STEUERLIcHE AUSWIRKUNGEN 

NEUES BETRUGSBEKäMPFUNGSGESETZ BRINGT 
WEITERE ORGANISATORIScHE BELASTUNGEN 

Mit dem von der Regierung vorgelegten Budget sollten sich in den 
kommenden Jahren erhebliche Zusatzeinnahmen ergeben.

Während das Finanzministerium das neue Betrugsbekämpfungsgesetz als 
zusätzliche Verstärkung gegen die Maßnahmen der Steuerhinterziehung, 
Schattenwirtschaft und Betrugsaktivitäten „feiert“ und damit verbunden 
mit einigen 100 Millionen Euro an zusätzlichen Einnahmen rechnet, …

Die Änderungen umfassen dabei 
die Neueinführung einer Bankenab-
gabe, einer Flugticketabgabe und 
einer Vermögenszuwachssteuer, 
Änderungen der Tabaksteuer, Mine-
ralölsteuer, Normverbrauchsabgabe 
und in der Stiftungsbesteuerung 
sowie die Abschaffung der Energie-
abgabenvergütung für Dienstleis-
tungsunternehmen.

Die Bankenabgabe sollte in Summe 
Euro 500 Millionen einbringen. Im 
Gegenzug zur Einführung dieser Ab-

gabe sollte es ab dem Jahr 2011 zum 
Wegfall der Kreditvertragsgebühr 
in Höhe von 0,8% der Kreditsumme 
kommen, was eine direkte Entlas-
tung für Kreditnehmer mit sich bringt. 

Mit der Flugticketabgabe sollten 
Mehreinnahmen von Euro 60 Millio-
nen im ersten Jahr der Einführung 
erzielt werden. Dabei werden bei eu-
ropäischen Flügen € 8,–, bei länge-
ren Flügen € 35,– als fixe Abgabe pro 
Ticket eingehoben.

Die Vermögenszuwachssteuer oder 
Wertpapier-KESt normiert eine fixe 
Besteuerung von Veräußerungsge-
winnen von Aktien und sonstigen 
Wertpapieren in Höhe von 25 %. Die 
Steuerpflicht sollte dabei erst für 

Wertpapieranschaffungen ab dem 
01.01.2011 gelten. Ab diesem Zeit-
punkt entfällt somit die einjährige 
Spekulationsfrist für Aktien und es 
kommt zu einer konstanten Besteu-

erung mit einem Satz von 25 %.

Tabaksteuer, Mineralölsteuer und 
Normverbrauchsabgabe werden 
erhöht. Als Ausgleichsmaßnahme 
zur Erhöhung der Mineralölsteuer 
sollte für Spediteure die Kfz-Steuer 
um 40 % reduziert sowie für Pendler 
das Pendlerpauschale um 10 % er-
höht werden. Für Kfz mit hohem CO2 
Ausstoß werden die Zuschlagssätze 
deutlich angehoben. 

Durch Anpassungen in der Stif-
tungsbesteuerung sollten sich bis 
zum Jahr 2014 Mehreinnahmen von 
Euro 100 Millionen pro Jahr für den 
Fiskus ergeben.

Durch die Abschaffung der Ener-
gieabgabenvergütung für Dienst-
leistungsunternehmen sollte es zu 
Mehreinnahmen von Euro 100 Millio-
nen pro Jahr kommen.

Mag. Julian Holleis

… sehen wir hier weitere maßgebli-
che organisatorische Erschwernis-
se auf unsere Klienten zukommen. 
Obwohl man beteuert, dass es dabei 
vorrangig gegen den organisierten 
Abgabenbetrug auf Großbaustellen 
geht und nicht um die kleinen Häu-
selbauer, sind die im Gesetz ver-
ankerten bürokratischen Maßnah-
men für alle Unternehmer relevant. 
Nachstehend informieren wir Sie in 
Schlagworten überblicksartig über 
die beschlossenen Änderungen:

 Einführung einer Haftungsbe-
stimmung für Bauunternehmer 
für Lohnabgaben des Auftrag-
nehmers (Auftraggeberhaftung) 
zur Vermeidung von Betrugsak-
tivitäten im Baubereich. 

 Inanspruchnahme des Arbeit-
nehmers für Lohnabgaben in 

Betrugsfällen bei vorsätzlicher 
Zusammenarbeit mit dem Ar-
beitgeber an der Verkürzung der 
Lohnsteuer

 Datenübermittlung der Sozi-
alversicherungsträger über 
gemeldete Dienstnehmer zur 
Sicherstellung einer laufenden 
Überwachung der Lohnabgaben

 Verpflichtende Meldung von 
Zahlungen über € 100.000,– ins 
Ausland gem. § 109b EStG. 

 Zuschlag auf die Körperschaft-
steuer bei unterlassener Emp-
fängernennung. 

 Verlängerung von Verjährungs-
fristen für hinterzogene Abga-
ben zur Intensivierung der Be-
trugsbekämpfung

 Einführung einer Finanzpolizei 
zur Erweiterung der Aufsichts-, 
Kontroll- und Beweissiche-
rungsbefugnisse der Abgaben-
behörden 

 Schaffung einer ausdrücklichen 
Berechtigung für die Abgaben-
behörden des Bundes für die 
Kooperation mit dem europäi-
schen Polizeigesetz (Europol) 

 Zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit und Steuerhinterziehung, 
gilt bei illegalen Beschäfti-
gungsverhältnissen der ausbe-
zahlte Lohn als Nettolohn. 

Gerne informieren wir Sie in den 
nächsten Wochen und Monaten 
über die erforderlichen Änderungen 
Ihrer Buchhaltung und Grundauf-
zeichnungen.          Hermann Gandler

Bankenabgabe kommt und sollte dem 
Budget 500 Millionen einbringen
Wegfall der Kreditsteuer ab 01.01.2011
Weitere Maßnahmen in Kurzübersicht

TIPP Vorzeitige Abschreibung 
Für bestimmte begünstigte Wirtschaftsgüter, die noch bis 
31.12.2010 angeschafft oder hergestellt werden, ist eine vorzeiti-
ge Abschreibung von 30% möglich, auch wenn die Inbetriebnah-
me erst 2011 erfolgt. Die vorzeitige Abschreibung kann auch von 
Teilherstellungs- bzw. Teilanschaffungskosten geltend gemacht 
werden, allerdings nicht für lediglich geleistete Anzahlungen bzw. 
Vorauszahlungen für erst zu erbringende Leistungen. Achtung – 
die vorzeitige Abschreibung läuft mit 31.12.2010 aus.

Kaserer christine

ERWERB VON GERINGWERTIGEN 
WIRTScHAFSGüTERN 

Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten bis € 400,– können im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben werden. 
Falls eine Anschaffung (Anfang) 2011 ohnehin geplant ist, könnte man diese noch bis zum Jahresende tätigen und 
den Gewinn 2010 dadurch verringern. Brigitte Wechselberger
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ERSTE HILFE KURS DIE ELEKTRONIScHE REcHNUNG 

Wissen Sie, wie Sie reagieren müs-
sen, wenn Sie einen Unfallort errei-
chen?
In zwei Schulungen mit Frau Dr. Mi-
chaela Kaserer-Scheuerer konnten 
wir unser Erste-Hilfe Wissen im Ok-
tober auffrischen.

Frau Dr. Michaela Kaserer-Scheue-
rer hat uns unter anderem erklärt, 
wie man Wunden versorgt, scho-
ckierte Menschen beruhigt oder 
bewusstlose Personen schnell und 
effizient aus einer Gefahrenzone 
birgt. Wie man jemanden am besten 
in die stabile Seitenlage bewegt 
oder wie man feststellt, ob noch 
Atmung oder Puls vorhanden ist. 
Wie man eine Mund-zu-Mund-Be-
atmung macht und wie eine Herz-
massage genau funktioniert.

Natürlich haben wir das Eine oder 
Andere sofort mit einem Kollegen/
einer Kollegin ausprobiert. Wir ha-
ben uns gegenseitig Druckverbän-
de angelegt und festgestellt, dass 
es ziemlich schwierig ist eine be-
wusstlose Person zu bewegen. Für 
die Übungen zur korrekten Durch-
führung einer Herzmassage und ei-
ner Beatmung haben wir dann auch 
noch eine spezielle Puppe ständig 

wiederbelebt. Das hört sich jetzt 
schon fast nach Spaß an – und das 
war es auch!

Wir bedanken uns ganz herzlich bei 
Frau Dr. Kaserer-Scheuerer für die 
geduldige und anschauliche Er-
klärung, wie man richtig Erste Hilfe 
leistet. 

Manuela Rainer

Für elektronische Rechnungen 
gelten genauso die Grundsätze für 
eine ordnungsgemäße Rechnung 
nach § 11 Abs. 2 UStG.
Darüber hinaus ist für deren Gültig-
keit Folgendes zu beachten:

Akzeptieren der Rechnung
Der Rechnungsempfänger muss 
dem Empfang der Rechnung auf 
elektronischem Weg zustimmen. 
Eine Bearbeitung der Rechnung 
wird bereits als Zustimmung inter-
pretiert.

Echtheit der Herkunft und 
Unversehrtheit des Inhalts
Die Identität des Ausstellers muss 
zweifelsfrei festgestellt werden. 

Ebenso dürfen keine nachträgli-
chen Änderungen ohne Dokumen-
tation erfolgen. Dies wird durch die 
sogenannte „elektronische Signa-
tur“ gewährleistet.
Die „qualifizierte elektronische Si-
gnatur“ nach § 2 Z 3a SigG besteht 
aus elektronischen Daten, welche 
mit anderen elektronischen Daten 
derart verknüpft sind, dass aus-
schließlich der Signator (Rech-
nungsaussteller) Zugriff hat, und 
jede nachträgliche Veränderung der 
Daten festgestellt werden kann.

Aufbewahrungspflicht
Die elektronische Rechnung muss 
auf einem entsprechenden Spei-
chermedium inklusive der Signatur 
7 Jahre aufbewahrt werden. Nur so 
kann auch nach mehreren Jahren 
die Echtheit der Herkunft und die 
Unversehrtheit des Inhalts zwei-
felsfrei dokumentiert werden.
Ein Ausdruck der Rechnung ent-
spricht daher nicht den Formerfor-
dernissen.

Manuela Rainer

Am 18. bzw. 28. Oktober 2010 haben die MitarbeiterInnen unserer Kanzlei an einem 
Auffrischungskurs in Erste Hilfe mit Frau Dr. Michaela Kaserer-Scheuerer teilgenommen.

Die Anzahl der Unternehmen die ihre Rechnungen elektronisch versenden, 
nimmt stetig zu.

WIR 
GRATULIEREN

Zur bestandenen Prüfung zum diplomierten Steuer-
sachbearbeiter/Bilanzbuchhalter bzw. zur diplomierten 
Steuersachbearbeiterin/Bilanzbuchhalterin:

Bei Fritzenwallner-Gandler ist unsere Kollegin 
Frau Manuela Rainer für die Belange in Arbeits-
sicherheit und Arbeitsschutz verantwortlich. Die 
Geschäftsleitung möchte sich an dieser Stelle für 
Ihr Engagement in ihrer Funktion als Sicherheits-
beauftragte der Firma bedanken!

Elektronische Rechnungen müssen 
7 Jahre gespeichert werden
Ein Ausdruck der Rechnung ist nicht auseichend

Mag. Julian Holleis Manuela Rainer MMag. Barbara Stemper
mit Auszeichnung
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Jürgen Kantner
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GRUBER 
&PARTNER

Das Team der Gruber & Partner Unternehmensberatung 
GmbH dankt für das Vertrauen im Jahr 2010.

WIR WüNScHEN IHNEN 

GESEGNETE WEIHNAcHTEN UND 

EIN ERFOLGREIcHES UND VOR 

ALLEM GESUNDES JAHR 2011! 

GSVG-ZUSATZVERSIcHERUNG 

Der Beitrag beträgt 2,5 % der vor-
läufigen Beitragsgrundlage der 
Krankenversicherung.
Der Vorteil dieser Versicherung ist, 
dass diese Aufwendungen in voller 
Höhe als Betriebsausgaben abge-
setzt werden können.

Die Zahlung von Krankengeld in 
Höhe von 60% der täglichen Bei-
tragsgrundlage erfolgt ab dem 4. 
Tag bis maximal 26 Wochen und bei 
einem Spitalsaufenthalt erhöht sich 
die Zahlung des Taggeldes auf 80% 
der täglichen Beitragsgrundlage. 

Ein Nachteil dieser Versicherung ist, 
dass man bei einer privaten Kran-
kenversicherung die Versicherung 
laut Prämie abschließt, jedoch bei 
der GSVG-Zusatzversicherung ge-
mäß der voraussichtlichen Einnah-
men (vorläufige Beitragsgrundlage). 

Die Höchstbemessungsgrundlage 
für das Jahr 2010 beträgt 4.795,00 
und die Versicherung für 2010 ist 
hiermit ebenfalls mit diesem Be-

trag begrenzt. Bitte beachten Sie 
weiters, dass die Wartezeit dieser 
Versicherung 6 Monate beträgt, 
d.h. dass die Leistungen erst nach 

dieser Zeit in Anspruch genommen 
werden können – die Ausnahme ist 
hier ein Arbeitsunfall.

Brigitte Wechselberger

Unter dieser Zusatzversicherung versteht man eine Art 
Betriebsausfallsversicherung der Sozialversicherung der 
gewerblichen Wirtschaft für aktive Wirtschaftstreibende. 

Anbei eine kleine Aufstellung zur Berechnung bzw. zum Vergleich 
mit einer privaten Krankenversicherung: 

Bemessungsgrundlage
(monatlich)

Beitrag
(monatlich)

Krankengeld
(täglich)

Taggeld
(täglich)

537,78 13,44 10,76 14,34

1.000,00 25,00 20,00 26,67

1.400,00 35,00 28,00 37,33

2.300,00 57,50 46,00 61,33

3.200,00 80,00 64,00 85,33

4.000,00 100,00 80,00 106,67

4.795,00 119,87 95,90 127,86

Art Betriebsausfallsversicherung für aktive Wirtschaftstreibende
Beträge voll als Betriebsausgabe absetzbar
Höhe der Leistung richtet sich nach der Bemessungsgrundlage
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IM VERTRAUEN AUF DEN STERN

Mitten in der dunklen Zeit,
die mit Not und Angst beladen,
gibt ein Stern uns sein Geleit,
voller Licht und voller Gnaden.

Dieser Stern ist ausersehn,
über unsre Welt zu wachen,
dass wir Menschen uns verstehn, 
wieder miteinander lachen.

Durch sein Licht lässt er uns hoffen, 
auf ein wenig Menschlichkeit,
sich zu ändern – steht jedem offen, 
ist er nur dazu bereit.

aus: Elli Michler „Ich wünsche dir ein frohes Fest“ 
© Don Bosco Verlag, München

DIE EU QUELLENSTEUER 

Der Quellensteuerabzug ist von den Zahlstellen zu 
dem Zeitpunkt vorzunehmen, in dem die Zinsen zu-
fließen bzw. eingezogen werden. Die EU-quellen-
steuerpflichtigen Zinsen sind entsprechend dem 
Zufluss den einzelnen Perioden zuzuordnen und mit 
dem im jeweiligen Zuflusszeitpunkt gültigen Steuer-
satz zu versteuern. Der Steuersatz für die EU Quel-
lensteuer liegt derzeit bei 20% und sollte ab Mitte 
2011 auf 35% steigen. 

Österreich nimmt durch das geltende Bankgeheimnis 
eine Sonderstellung ein. Im Gegensatz zum Großteil der 
anderen EU-Mitgliedstaaten werden die eingehobenen 

Quellensteuern nur pauschal an die jeweiligen Mit-
gliedsstaaten, ohne Nennung von personenbezogenen 
Kundendaten, überwiesen. Das deutsche Finanzamt 
erfährt dadurch beispielsweise nicht, welche deut-
schen Staatsbürger in Österreich Geld veranlagt haben.
In der folgenden Übersicht werden jeweils die fünf größ-
ten Zahlungsströme des Jahres 2009 dargestellt. Zuerst 
erfolgt eine Übersicht der nach Österreich überwiese-
nen Quellensteuer (ein Österreicher hat in der EU bzw. 
Schweiz Geld veranlagt). 

Die zweite Übersicht zeigt, an welche Länder der EU Ös-
terreich Quellensteuer überwiesen hat.

Die angeführten Zahlen stellen die EU-Quellensteuer 
in Höhe von 20% dar, die von den erwirtschafteten 
Kapitalerträgen einbehalten wurde. Es zeigt sich dar-

aus, in welchem Umfang ausländisches Kapital in Ös-
terreich veranlagt wird.

Mag. Julian Holleis

GEScHäFTSRäUME ZU VERMIETEN
im Zentrum von Neukirchen
ehemals Postgebäude ca. 105 m², zentrale Lage in Neukirchen. 
Anfragen: Tel. +43 (664) 4308050

Dem Anwendungsbereich des EU-Quellensteuergesetzes unterliegen Zinsen, 
die eine inländische Zahlstelle an einen wirtschaftlichen Eigentümer zahlt oder 
zu dessen Gunsten einzieht, sofern der wirtschaftliche Eigentümer seinen Wohnsitz 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder der Schweiz hat und 
es sich bei dem wirtschaftlichen Eigentümer um eine natürliche Person handelt.

Nach Österreich 
überwiesene EU Quellensteuer

1 Schweiz  € 6.786.350,03

2 Liechtenstein  € 1.072.144,73

3 Luxemburg  € 711.105,63

4 Belgien  € 142.233,31

5 Jersey  € 83.052,52

Von Österreich 
überwiesene EU Quellensteuer

1 Deutschland  € 47.194.421,39

2 Italien  € 9.291.841,83

3 Slowenien  € 2.077.051,70

4 Ungarn  € 1.855.137,40

5 Vereinigtes Königreich  € 1.054.647,19

WIR WüNScHEN UNSEREN 

KUNDEN UND PARTNERN EIN 

ScHÖNES WEIHNAcHTSFEST! 
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UNWIRKSAME EINVERNEHMLIcHE 
AUFLÖSUNG WäHREND EINES 
KRANKENSTANDES 
mit Wiedereinstellungszusage für die Zeit nach der Gesundschreibung 

Es handelt sich dabei um eine von 
mehreren rechtlichen Möglichkei-
ten, ein Arbeitsverhältnis zu be-
enden. Insbesondere kann nicht 
gesagt werden, dass es gerade-
zu missbräuchlich oder dass es 
wirtschaftlich ganz ungewöhnlich 
wäre, die Absicht zur Auflösung eine 
Dienstverhältnisses nicht durch 
Kündigung zu verwirklichen, sondern 
durch eine Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer.  

Kommt es jedoch zwischen Arbeit-
geberIn und ArbeitnehmerIn zu einer 
einvernehmlichen Auflösung wäh-
rend eines Krankenstandes, im Zuge 
welcher zugleich eine Wiedereinstel-
lungszusage für die Zeit „nach Ge-
sundschreibung durch den Chefarzt“ 

erteilt wird, ist eine andere Beurtei-
lung vorzunehmen: In einem derarti-
gen Fall wird keineswegs beabsich-
tigt, das Beschäftigungsverhältnis 
dauernd zu beenden. Die Vereinba-
rung ist daher nichtig! Die Gebiets-
krankenkasse hat daher im Ergebnis 
zu Recht die sozialversicherungs-
rechtliche Beachtlichkeit der Auf-
lösungsvereinbarung verneint und 
das Weiterbestehen der Versiche-
rungspflicht des Arbeitnehmers im 
gegenständlichen Zeitraum bejaht! 

Zusammenfassend 
kann gesagt werden:
Kommt es während eines Kran-
kenstandes zu einer einver-
nehmlichen Auflösung und damit 

zu einer endgültigen Trennung 
oder zumindest zu keiner im Vo-
raus geplanten oder tatsächlich 
durchgeführten Wiedereinstel-
lung unmittelbar nach der Gene-
sung (von mindestens mehr als 
2 Monaten), so ist diese einver-
nehmliche Auflösung aus sozi-
alversicherungsrechtlicher Sicht 
nicht zu beanstanden.

Kommt es allerdings zu einer, wie   
zuvor erörterten, vereinbarten 
oder tatsächlich durchgeführten 
Wiedereinstellung des Arbeit-
nehmers/der Arbeitnehmerin 
nach der Gesundschreibung kann 
davon ausgegangen werden, 
dass diese Vereinbarung „null 
und nichtig“ ist.

PERSONAL
VERREcHNUNG

Die einvernehmliche Auflösung eines Arbeitsverhältnisses stellt 
grundsätzliche keinen Missbrauch von Formen und 
Gestaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts dar.

ScHWERPUNKTPRüFUNG DER FINANZ VON 
AUSLäNDIScHEN KFZ HINSIcHTLIcH NOVA 

Derzeit stehen neuerlich PKW im Fadenkreuz der Steuerbehörde.

In österreichweiter Koordination 
des Finanzministeriums erfolgen 
Abfragen bei Kfz-Importeuren, 
Händlern und Werkstätten über 
Fahrzeuge mit ausländischen 
Kennzeichen. Die Behörde sammelt 
mit dieser Abfrage Informationen, 
um im Anschluss Anknüpfungs-
punkte für eine mögliche Abgaben-
pflicht zu überprüfen.

Wird ein Fahrzeug mit einer aus-
ländischen Zulassung von einem 
Inländer (Hauptwohnsitz in Öster-
reich) mehr als ein Monat im Inland 
verwendet, so muss das Fahrzeug 
in Österreich zugelassen werden. 

Um eine Zulassung zu ermöglichen, 
muss vom Besitzer in jedem Fall die 
Normverbrauchsabgabe entrichtet 
werden. Wird ein Neufahrzeug (Kri-
terium: Nicht älter als 6 Monate oder 
nicht mehr als 6.000 km) verwendet, 
muss für das Fahrzeug auch die 
österreichische Umsatzsteuer ent-
richtet werden. Unterlässt der Halter 
des Fahrzeuges bei mehr als einmo-
natiger Nutzung des KfZ im Inland 
seine Melde- und Abgabepflicht, 
riskiert er gravierende Folgen. 

Neben einer Verwaltungsstrafe 
aufgrund der nicht erfolgten An-
meldung des Fahrzeuges, muss der 

Halter in weiterer Folge mit einem 
Finanzstrafverfahren rechnen, da 
die gesetzlichen Abgaben für das 
Fahrzeug in Österreich nicht ent-
richtet wurden. Somit ergibt sich 
nicht nur die Abgabenbelastung, 
sondern auch eine Strafe im Rah-
men des Finanzstrafverfahrens. 
Diese Strafe kann nur bei rechtzei-
tiger Selbstanzeige und Bezahlung 
der Abgaben vermieden werden.

Das Risiko der dauerhaften Ver-
wendung eines nicht in Österreich 
zugelassenen Fahrzeuges ist somit 
sehr hoch.

Mag. Julian Holleis

Wann muss ein Fahrzeug in Österreich zugelassen werden
Welche Abgaben müssen in diesem Zusammenhang abgeführt werden

HALBJAHRESABScHREIBUNG 
für noch kurz vor Jahresende angeschaffte Investitionen

Eine Absetzung für Abnutzung kann erst ab Inbetriebnahme des jeweiligen Wirtschaftsgutes geltend gemacht wer-
den. Erfolgt die Inbetriebnahme des neu angeschafften Wirtschaftsgutes noch vor dem 31.12.2010, dann steht auf 
jeden Fall eine Halbjahresabschreibung zu. 

Beispiel: Anschaffungskosten einer Maschine vor dem 31.12.2010 mit € 50.000,–
Nutzungsdauer 5 Jahre = Halbjahresabschreibung mit € 5.000,–. 

Brigitte Wechselberger
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ABFERTIGUNG NEU – AUSZAHLUNGEN 
DER BETRIEBSVORSORGEKASSEN

VORAUSSIcHTLIcHE WERTE 2011

Alle Dienstnehmer, die seit 01.01.2003 in ein Dienstverhältnis eingetreten sind, unterliegen der Abfertigung „NEU“. 
Dabei werden vom Dienstgeber monatlich 1,53 % des Bruttobezugs in die Betriebsvorsorgekasse einbezahlt und 
dort für den Dienstnehmer gelagert. Wenn der Dienstnehmer nach Beendigung eines Dienstverhältnisses Anspruch 
auf Auszahlung der Beträge hat, wird er von der BV Kasse schriftlich informiert und kann auswählen, ob der Betrag 
weiter veranlagt oder auf sein Konto (abzgl. 6 % Lohnsteuer) ausbezahlt werden soll. 

Achtung: Wenn Sie diesen Betrag auszahlen lassen, wird er zum Einkommen dazugerechnet und kann dazu führen, 
dass die Zuverdienstgrenze für den Alleinverdienerabsetzbetrag/Alleinerzieherabsetzbetrag überschritten wird, 
der Anspruch darauf verloren geht und Rückzahlungen zu leisten sind!

Kurz notiert: 

Kurz notiert: 

GEPLANTE GESETZLIcHE äNDERUNGEN IM 
BEREIcH DER PERSONALVERREcHNUNG 
laut Budgetbegleitgesetz 2011-2014

Im Folgenden werden die geplanten änderungen ab 2011, welche das Budgetbegleitgesetz 
für den Personalbereich vorsieht, überblicksmäßig dargestellt. Da seitens des Gesetzgebers 
noch änderungen möglich sind, bleibt die endgültige Gesetzgebung noch abzuwarten!

Begünstigte Zukunftssicherungsmaßnahmen – Er- und Ablebensversicherungen

Für Versicherungsverträge, die nach dem 30. Juni 2011 abgeschlossen werden, ist eine Mindestlaufzeit von 
15 Jahren (früher 10 Jahren) Voraussetzung.

Hier soll eine unbefristete Anhebung der Sätze um ca. 10 % ab Jänner 2011 erfolgen. Damit soll es zu einem 
kleinen Ausgleich der Erhöhung der Mineralölsteuer kommen. Die exakten Werte sind jedoch noch nicht bekannt.

Wird das Pendlerpauschale nicht in Anspruch genommen, und übernimmt der Arbeitgeber die Kosten für den öf-
fentlichen Verkehr zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, soll dies keinen steuerpflichtigen Sachbezug auslösen.

Da nach Ansicht des BMF Unterhaltsleistungen an EhepartnerInnen lt. gerichtlicher Entscheidungen steuerlich 
unbeachtlich sind und somit als Privatsache gelten, wird der Alleinverdienerabsetzbetrag für EhepartnerInnen 
ohne Kinder ab 2011 gestrichen. Dies gilt auch in Bezug auf die Negativsteuer. Eine Ausnahmeregelung soll es 
für kinderlose Pensionistenehepaare mit einer Pension bis zu € 1.155,– geben. Hier soll der Alleinverdienerab-
setzbetrag auch weiterhin geltend gemacht werden können.

Weiters sollen unter bestimmten Voraussetzungen kinderlose Ehepaare jedoch auch noch künftig behinde-
rungsbedingte Mehraufwendungen des Ehepartners als außergewöhnliche Belastung ohne Selbstbehalt gel-
tend machen können.

  Herabsetzung der maximalen Familienbeihilfenbezugsdauer ab 01.03.2011 
 (grundsätzlich max. bis zum vollendeten 24. Lebensjahr, jedoch einige Ausnahmen für 
 bestimmte Studentengruppen zur Abfederung von sozialen Härten)

 Streichung verlängerte Bezugsdauer der Familienbeihilfe nach der Berufsausbildung ab 01.03.2011

 Schließung Familienbeihilfenlücke zwischen Matura und frühest möglichem Beginn eines Studiums ab 01.03.11

 Die 13. Familienbeihilfe soll auf € 100,– gesenkt werden und nur noch schulpflichtigen Kindern 
 zwischen 6 und 15 Jahren zustehen.

 Anhebung der Zuverdienstgrenze für Studenten bei der Familienbeihilfe auf € 10.000,– statt bisher € 9.000,–

 Reduktion des Mehrkindzuschlags ab dem 3. und jedem weiteren Kind ab 2011 auf € 20,00 pro Monat und Kind

Beförderung von Arbeitnehmern

Alleinverdienerabsetzbetrag – Entfall bei EhepartnerInnen ohne Kinder

Exkurs: Geplante änderungen im (Familien)Beihilfenrecht

Pendlerpauschale und Pendlerzuschlag 

Höchstbeitragsgrundlagen: 

täglich:  € 140,–
monatlich:  € 4.200,–
jährlich für Sonderzahlungen: € 8.400,–
monatlich für freie Dienstnehmer 
ohne Sonderzahlungen:  € 4.900,–

Geringfügigkeitsgrenzen:

täglich:  € 28,72
monatlich:  € 374,02
Grenzwert für Dienstgeberabgabe (DAG):  € 561,03
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BEDEUTUNG UND ANWENDUNG 
DER ERWERBSScHWELLE 
IN ZUSAMMENHANG MIT INNER- 
GEMEINScHAFTLIcHEN LIEFERUNGEN 

Zu dieser Gruppe zählen:

 Unternehmer, die nur unecht 
steuerfreie Umsätze ausführen 
z.B. Kleinunternehmer (Umsatz 
unter € 30.000,–/Jahr), Versi-
cherungen

 pauschalierte Landwirte oder

 juristische Personen, die nicht 
Unternehmer sind oder den 
Gegenstand nicht für ihr Unter-
nehmen erwerben

Bezieht nun eine dieser Personen 
innergemeinschaftliche Lieferun-
gen, werden die Lieferungen unter 
folgenden Voraussetzungen mit der 
Umsatzsteuer des Ursprungslandes 
(z.B. bei Waren aus Deutschland mit 
19 % Ust) besteuert:

 Gesamtbetrag der Entgelte für 
Lieferung aus anderen EU-Mit-
gliedstaaten hat den Betrag von  
€ 11.000,– 
• im vorangegangen Kalender-
 jahr nicht überschritten und 
• auch im laufenden Kalender-

jahr noch nicht überschritten.

Treffen diese Punkte zu, wird der 
Schwellenerwerber wie eine Pri-
vatperson behandelt. In diesem Fall 
kommt es in Österreich zu keiner 
Besteuerung des innergemein-
schaftlichen Erwerbes – es handelt 
sich um keine steuerfreie innerge-
meinschaftliche Lieferung. Die Lie-
ferung wird mit der Umsatzsteuer 
des Ursprunglandes belastet, wel-
che auch in der Rechnung ausge-
wiesen ist.

Möglichkeit zur 
Regelbesteuerung:
Der atypische Erwerber, der die 
Schwelle nicht überschreitet, kann 
auf die Anwendung der Erwerbs-
schwellenregelung verzichten und 
zur Regelbesteuerung optieren. 
Dieser Verzicht ist dem Finanzamt 
schriftlich zu erklären und bin-
det den Antragsteller für zwei Ka- 
lenderjahre. 

Beim Verzicht auf die Erwerbs-
schwellenregelung oder bei Über-
schreiten der Erwerbsschwelle 
wird der atypische Erwerber wie ein 
„normaler“ Unternehmer behandelt.

Fakten:

Erwerbsschwelle: € 11.000,–

maßgebend ist das Entgelt (d.h. Be-
trag ohne Umsatzsteuer und auch 
ohne eine allfällige Umsatzsteuer 
des Ursprunglandes)

Der Erwerb neuer Fahrzeuge ist von 
der Erwerbsschwellenreglung aus-
genommen.

Atypische Erwerber sind

Unternehmer, die nur unecht 
steuerfreie Umsätze ausführen

 zB Kleinunternehmer (Umsatz 
 unter € 30.000,–/Jahr), Versi- 
 cherungen

 pauschalierte Landwirte oder

 juristische Personen, die nicht 
Unternehmer ind oder den Ge-
genstand nicht für ihr Unter-
nehmen erwerben     

Gabi Foidl

Im Umsatzsteuerrecht werden im Zusammenhang mit innergemeinschaftlichen Lieferun-
gen bestimmte Personen, welche unternehmerisch tätig sind, wie Privatpersonen behan-
delt. Man bezeichnet diese Gruppe als atypische Erwerber bzw. Schwellenerwerber. 

Da nun wieder die Wintersaison vor der Tür steht, möchten wir hiermit nochmals die Gelegenheit nutzen, daran 
zu erinnern, dass die Anmeldung von Mitarbeitern immer vor deren Beschäftigungsantritt bei der GKK einge-
langt sein muss! 

Erfahrungsgemäß richtet die KIAB (Kontrolle illegaler Arbeitnehmerbeschäftigung) im Winter ein besonders Au-
genmerk auf Skischulen, Bergbahnen, Appartementvermieter sowie auf das Gastgewerbe.

Natürlich ist kein Betrieb (welcher Art auch immer) vor den Kontrollen der KIAB gefeit, weshalb stets sicherge-
stellt werden sollte, dass die Arbeitnehmer rechtzeitig zur Sozialversicherung angemeldet werden. 

Team der Personalverrechnung 
Eva Lachmayer, Marion Lackner, Kurt Schöppl und MMag. Barbara Stemper

TIPPGewinnfreibetrag
Im Jahr 2010 besteht für natürliche Personen die Möglichkeit, ei-
nen Gewinnfreibetrag von 13% steuerfrei zu belassen. Der Gewinn-
freibetrag ist dabei zweistufig. 

Bis zu einem Gewinn von € 30.000,– kann der Grundfreibetrag 
von 13% des Gewinnes geltend gemacht werden. Übersteigt der 
Gewinn diesen Betrag, kann auch noch ein investitionsbedingter 
Freibetrag in Anspruch genommen werden. Dafür müssen Investi-
tionen getätigt werden, die mindestens eine Nutzungsdauer von 4 
Jahren haben. Auch bestimmte Wertpapiere zählen dazu, wenn sie 
mindestens 4 Jahre dem Unternehmen gewidmet sind. Der Freibe-
trag ist in der Höhe mit  € 100.000,– begrenzt.

Klaus Thöne

TIPPSteuerfreie Geschenke für Mitarbeiter 
Im Rahmen von Betriebsveranstaltungen können Gutscheine und Sachgeschenke bis zum Werte 
von € 186,00 pro Kalenderjahr und Mitarbeiter abgabenfrei überreicht werden. Auch das Schen-
ken von Goldmünzen und neuerdings auch wieder der Autobahnvignette akzeptiert der Fiskus. 
Weiters sind Ausgaben für Betriebsveranstaltungen/-feiern/-ausflüge bis € 365,00 pro Jahr und 
Mitarbeiter insgesamt abgabenfrei.

ERINNERUNG ANMELDUNG DIENSTNEHMER 
VOR BEScHäFTIGUNGSANTRITT

Kurz notiert: 
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In der letzten Ausgabe unseres Infomagazins „steuern & trends“ wurden die Vorausset-
zungen für die Pauschalierung sowohl im Einkommensteuer- wie auch im Umsatzsteu-
errecht vorgestellt. In dieser Ausgabe möchte ich Ihnen die wesentlichen Merkmale der 
Basispauschalierung im Bereich der Einkommen- und Umsatzsteuer darstellen.  

Für die Anwendung der Basispauschalierung müssen 
grundsätzlich Einkünfte aus einer 

 Freiberuflichen Tätigkeit ((Tier-)Arzt, Rechtsan-
walt, Steuerberater, Architekt, Journalist, staat-
lich befugter und beeideter Ziviltechniker, Psycho-
loge, etc.) oder einer

 Gewerblichen Tätigkeit (Handwerksgewerbe, Han-
delsgewerbe, Gastronomiebetrieb, etc.) vorliegen. 

Weitere Bedingungen sind:

 Es darf keine doppelte Buchhaltung geführt werden.

 Die Umsätze im vorangegangenen Wirtschaftsjahr 
dürfen nicht mehr als € 220.000,– betragen haben. 

Die Ausgaben werden in Höhe von 6% bzw. 12% der 
Nettoeinnahmen festgesetzt. Zusätzlich zur Betriebs-
ausgabenpauschale können Ausgaben für:

 Löhne und Lohnnebenkosten

 Ausgaben für Waren, Halberzeugnisse, Roh- 
 und Hilfsstoffe sowie Zutaten

 Fremdlöhne

 Sozialversicherungsbeiträge 

 Die Umsatzsteuer (sofern die Umsatzsteuer nicht 
 als durchlaufender Posten behandelt wird) 
 angesetzt werden.

Durch die Pauschale werden Ausgaben für Abschrei-
bung, Zinsen, Mieten und Pachten, Post und Telefon, 
Beratungskosten, Versicherungsprämien, PKW- und 
LKW-Kosten, Reisekosten, Instandhaltungs- und Reini-
gungsaufwendungen abgedeckt.

Aus dem Umkehrschluss, dass durch die Pauschale 
gewisse Kosten erfasst werden, kann man unmittelbar 
ableiten, ob sich die Anwendung der allgemeinen Pau-
schale für einen Steuerpflichtigen rentiert. 

Als Beispiel sei folgender Sachverhalt ausgewählt: Der 
Umsatz beträgt € 215.000,–, ist also nahe der Höchst-
grenze.

Umsatz  € 215.000,–
davon 12% entspricht € 25.800,– 

Die Anwendung der Pauschalierung ist dann vorteilhaft, 
wenn die anfallenden Sonstigen Betriebsausgaben 
(in der Regel die (Aufwands-)Konten der Kontenklas-
se 7 und 8) nicht höher sind als die ausgerechneten  
€ 25.800,– bei Anwendung der Pauschalierung.

Die sonstigen Betriebsausgaben in dem gewählten 
Beispiel setzen sich wie folgt zusammen:

Abschreibung: PKW € 5.800,–
  Betriebsausstattung € 1.000,– 
Instandhaltung € 2.500,– 
Strom   € 480,–
PKW Betriebsaufwand (2 PKW) € 6.000,–
Telefonkosten  € 1.800,–
Porto    € 250,–

Die Pauschalierung im Bereich der Umsatzsteuer be-
zieht sich ausschließlich auf die Ermittlung der ab-
ziehbaren Vorsteuer. Dies bedeutet, dass die Umsatz-
steuer ganz „normal“ ermittelt werden muss und die 
Vorschriften betreffend die Rechnungslegung (Name 
und Anschrift des Leistenden und des Leistungsemp-
fängers, Beschreibung der Lieferung oder Leistung, 
Leistungszeitraum, Ausstellungsdatum, Ausweis des 
Umsatzsteuerprozentsatzes, des Steuerbetrages, des 
Bruttorechnungsbetrages, Rechnungsnummer, UID-Nr. 
des Leistenden) eingehalten werden müssen. Die in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer hat ordnungsgemäß 
ermittelt und abgeführt zu werden.

Grundsätzlich gilt, dass die Bestimmungen für die Ein-
kommensteuer auch für die Umsatzsteuer gelten!

Die pauschale Umsatzsteuer ist in Höhe von 1,8% des 
Gesamtumsatzes (netto) zu berechnen, darf jedoch 
den Betrag von € 3.960,– p.a. (1,8% von € 220.000,–) 
nicht überschreiten. Es gibt jedoch die Möglichkeit, 
ähnlich wie bei der Einkommensteuer, zusätzliche Vor-
steuerbeträge geltend zu machen:

 Vorsteuern bzw. Einfuhrumsatzsteuer für Anschaf-
fungen oder Herstellungen von abnutzbaren Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens mit Anschaf-
fungskosten höher als € 1.100,– netto

 Vorsteuern bzw. Einfuhrumsatzsteuer für einge-
kaufte Waren, Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

 Vorsteuern für Fremdlöhne, soweit diese unmittel-
bar in die Leistung eingehen.

Mietaufwand  € 12.000,–
Rechts- und Beratungskosten € 3.500,–
Versicherungsprämien (Haftpflicht, 
 Betriebsunterbrechung) € 1.650,–
Zinsen Ersteinrichtung, Anschaffung 
 PKW (gefördert 1% Zinssatz) € 500,-

Gesamt  € 35.480,–

In diesem Fall zahlt sich aufgrund der Höhe der Kosten 
die Pauschalierung nicht aus. Ändert sich jedoch eine 
Aufwandsposition – fällt z.B. die Miete weg und verrin-
gert sich der PKW Aufwand, da ein PKW verkauft wird, 
wird die Pauschalierung plötzlich sehr interessant!

Somit setzen sich die Ausgaben so zusammen:

Gesamte sonstige Betriebsausgaben € 35.480,–
Reduzierung PKW Betriebsaufwand 
 (Wegfall 1 PKW) € -  3.000,–
Wegfall Mietaufwand € -12.000,–

Gesamte adaptierte Betriebausgaben € 20.480,–

Aufgrund der gesunkenen sonstigen Betriebsausga-
ben ist die Option zur Pauschalierung die vorteilhaftere 
Variante. In der Regel bringt eine Pauschalierung dann 
Vorteile, wenn bereits eine weitere selbständige oder 
gewerbliche Tätigkeit vorliegt und im Rahmen dieser die 

wesentlichen Betriebsausgaben berücksichtigt wer-
den bzw. eine reine Geschäftsführertätigkeit vorliegt. 

Die Ausgaben für Löhne, Gehälter samt Nebenkosten, 
Materialeinkauf, Leistungen von Drittfirmen und die 
Bezahlung der vorgeschriebenen Sozialversicherungs-
beiträge können wie oben angeführt in vollem Umfang 
neben dem Pauschale berücksichtigt werden. 

Hinsichtlich des anzusetzenden Prozentsatzes für die 
Ermittlung der Betriebsausgaben gilt, dass Betriebs-
ausgaben in Höhe von 6% der Nettoeinnahmen für

 Kaufmännische oder technische Beratung,

 Vermögensverwalter,

 Aufsichtsräte,

 Vortragende,

 Wissenschaftlerinnen und Schriftstellerinnen und

 Unterrichtende und erzieherische Tätigkeiten 

Anwendung finden!

Bei allen restlichen Tätigkeiten können Betriebsaus-
gaben in Höhe von 12% der Nettoeinnahmen geltend 
gemacht werden.

PAUScHALIERUNG 
DIE BASISPAUScHALIERUNG IN DER 
EINKOMMEN- UND UMSATZSTEUER 

Die Basispauschalierung im Bereich der Einkommensteuer 

Die Basispauschalierung im Bereich der Umsatzsteuer
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Aufgrund des zusätzlichen Ansatzes von den oben 
angeführten Vorsteuerbeträgen können bei einer 
Vergleichsbetrachtung im Wesentlichen (wie bei der 

Einkommensteuer) die sonstigen betrieblichen Auf-
wendungen für den Vorteilhaftigkeitsvergleich heran-
gezogen werden!

In diesem Fall zahlt sich die Inanspruchnahme der 
Vorsteuerpauschalierung nicht aus. Aufgrund der 
Nettoumsätze ergibt sich ein maximaler Vorsteueran-
spruch von € 215.000,– mal 1,8% ergibt € 3.870,–. Es 
wäre daher vorteilhafter keine Vorsteuerpauschalie-
rung in Anspruch zu nehmen.

Anders sieht die Situation aus, wenn die Miete nicht der 
Umsatzsteuer unterworfen wird (wenn der Vermieter 
Kleinunternehmer ist und keine Vorsteuer in Rechnung 
stellt). In diesem Fall verringert sich die abziehbare 
Vorsteuer von € 4.656,– auf € 2.456,–. In diesem Fall 
würde sich die Inanspruchnahme der Vorsteuerpau-
schalierung rentieren.

Grundsätzlich kann man davon ausgehen, dass sich 
die Inanspruchnahme der Basispauschalierungen 
dann auszahlt, wenn man mehrere Unternehmen mit 
gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeiten betreibt. 
Vorteile können vor allem dann erzielt werden, wenn 
die im Rahmen dieser Tätigkeiten erzielten Umsätze der 
für die Pauschalierungen geltenden Nettoerlösgrenze 
von € 220.000,– möglichst nahekommen.

Hinsichtlich der Aufwendungen aus der Buchhaltung 
kann kein wesentlicher Vorteil abgeleitet werden, da 
die wesentlichen Nebenbücher trotzdem geführt wer-
den müssen und eine ordnungsgemäße Belegablage 
zu erfolgen hat – für Zwecke der Umsatzsteuerberech-
nung und der Erfassung des Wareneinkaufs für die Vor-
steuerermittlung.

Grundsätzlich hat man die Wahlmöglichkeit sowohl für 
die Einkommensteuer als auch für die Umsatzsteuer die 
Pauschalierung in Anspruch zu nehmen. Durch die Wahl 
der Pauschalierung ist man für die jeweils andere Steu-
erart nicht gebunden diese auch in Anspruch nehmen 
zu müssen! Hinzuweisen ist, dass man durch die Wahl 
einer Pauschalierung im Bereich der Umsatzsteuer zwei 
Jahre daran gebunden ist. Die Bindungsfrist kann nur 
mit Wirkung vom Beginn eines Kalenderjahres an wi-
derrufen werden. Der Widerruf kann bis zur Rechtskraft 
des Bescheides, also im Nachhinein erfolgen. Falls die 
Pauschalierung widerrufen wird, dann ist ein neuerli-
cher Einstieg in die Pauschalierung grundsätzlich (also 
sowohl in der Einkommen- wie der Umsatzsteuer) erst 
nach fünf Jahren wieder möglich.

Mag. Bernd Maier

Bemessungsgrundlage Vorsteuer

Investitionen über EUR 1.100,– netto  
Kastenwagen
Betriebsausstattung

20.800,–
1.000,–

-    200,–

Instandhaltung 2.500,– 500,–

Strom 480,– 96,–

PKW Betriebsaufwand 
(2 PKW vorsteuerabzugsfähig, ohne Versicherungen) 6.000,– 800,–

Telefonkosten 1.800,– 360,–

Porto 250,– 0,–

Mietaufwand 12.000,– 2.400,–

Rechts- und Beratungskosten 3.500,– 700,–

Versicherungsprämien 
(Haftpflicht, Betriebsunterbrechung) 1.650,– 0,–

Zinsen für Ersteinrichtung und Anschaffung PKW 
(gefördert 1% Zinssatz)       500,– 0,–

Gesamt 35.480,– 4.656,–

Wie bereits mehrmals berichtet, wurde im Jahr 2009 im Baugewerbe die 
Auftraggeberhaftung für die nicht entrichteten Sozialversicherungsbeiträge der 
beauftragten Subunternehmer (im Höchstausmaß von 20 %) eingeführt.

Diese Regelung soll nunmehr mit der 
Einführung einer zusätzlichen Auf-
traggeberhaftung für die vom Finanz-
amt einzuhebenden lohnabhängigen 
Abgaben in Höhe von bis zu 5 % des 
Werklohnes ergänzt werden.

Wer haftet? 
Analog zur Auftraggeberhaftung 
für Sozialversicherungsbeiträge 
haften auch hier Unternehmer, die 
Bauleistungen an andere Unter-
nehmer (Subunternehmer) weiter-
geben, für offene Lohnabgaben 
dieses Subunternehmers.

Wofür haftet das auftrag-
gebende Unternehmen?
Für Lohnsteuer, Dienstgeberbei-
trag und Zuschlag zum Dienstge-
berbeitrag (nicht Kommunalsteuer) 
– und zwar nicht nur für die Lohn-
abgaben die diese eine Bauleistung 
betreffen, sondern für die gesam-
ten Lohnabgaben des Subunter-
nehmers, die vom Zeitpunkt der 
Zahlung des Werklohnes bis zum 
15. des Folgemonats fällig werden.

Höhe 
5 % des geleisteten Werklohnes

Geltendmachung 
der Haftung  
Die Haftung kann erst geltend ge-
macht werden, wenn beim beauf-

tragten Unternehmen zur Einbrin-
gung dieser Lohnabgaben erfolglos 
Exekution geführt wurde, oder ein 
Insolvenztatbestand vorliegt.

Haftungsentfall
Die Haftung entfällt,

 wenn das beauftragte Unter-
nehmen (Subunternehmen) 
zum Zeitpunkt der Leistung des 
Werklohnes in der HFU-Liste 
geführt wird, oder

 das auftraggebende Unter-
nehmen 5 % des zu leistenden 
Werklohnes (Haftungsbetrag) 
gleichzeitig mit der Leistung des 
Werklohnes an das Dienstleis-
tungszentrum bei der Wiener Ge-
bietskrankenkasse überweist.

Die Überweisung hat schuldbefrei-
ende Wirkung.

Falls auch die 20 % für die Sozial-
versicherungsbeiträge überwiesen 
werden, muss eine gemeinsame 
Überweisung erfolgen.

Für Guthaben aus Überweisungen 
an das Dienstleistungszentrum der 
WGKK kann eine Rückzahlung bean-
tragt werden.

Zu meldende Daten

Für 5% Lohnabgaben-
Haftungs-Befreiung

 UID-Nr. des beauftragten 
 Unternehmens

 Finanzamt- und Steuer-Nr. des 
 beauftragten Unternehmens

Für 20 % Sozialversicherungs-
Haftungs-Befreiung

 Firma und Adresse des auftrag-
 gebenden Unternehmens

 Firma und Dienstgebernummer 
 des beauftragten Unternehmens

 Datum und Nummer der 
 Rechnung über den Werklohn

HFU-Liste 
Das für die Erhebung der Lohnsteu-
er zuständige Finanzamt kann die 
Streichung aus der HFU-Liste bean-
tragen, wenn fällige lohnabhängige 
Abgaben nicht entrichtet wurden. 
Eine neuerliche Aufnahme in die 
HFU-Liste bedarf der Zustimmung 
des Finanzamtes.

Margit Gratz

BAUGEWERBE 
AUFTRAGGEBERHAFTUNG NUN AUcH 
FüR LOHNABHäNGIGE ABGABEN 
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RAIFFEISEN – MEINE BANK:
SIcHER, REGIONAL, NAcHHALTIG

Die Raiffeisenbankengruppe Salzburg ist mit 66 Raiffei-
senbanken, dem Raiffeisenverband und 146 Bankstellen 
der wichtigste finanzielle Nahversorger im Bundesland. 

Jede einzelne Raiffeisenbank bildet dabei eine Gemein-
schaft von Menschen mit Werten, die sie miteinander 
verbindet. Drei Werte stechen dabei besonders heraus, 
liegen sie doch in der langen Tradition des Raiffeisenge-
dankens begründet: Sicherheit, Regionalität und Nach-
haltigkeit. 

Sicher:
Die Sicherheit Ihrer Einlagen ist für Raiffeisen Auftrag und 
zentrales Anliegen. Die Raiffeisen-Kunden-Garantiege-
meinschaft Salzburg umfasst im Gegensatz zur gesetz-
lichen Einlagensicherung sämtliche Einlagen der Sparer, 
egal ob Privatkunde oder Unternehmen. Darüber hinaus 
gilt sie auch für alle Fremdwährungseinlagen sowie die 
eigenen Wertpapieremissionen der Mitgliederbanken. 
Das heißt: Raiffeisen garantiert bis zu 100 % der Einla-
gen. Die Raiffeisenbanken bieten Ihnen damit das beste 
Sicherheitsnetz.

Regional:
Jede einzelne Raiffeisenbank ist sich ihrer Verantwor-
tung für ihre Region bewusst und ist als Nahversorger tief 
im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben der Re-
gion verwurzelt. Es gilt das Prinzip, Einlagen ausschließ-
lich für Kredite an Unternehmen und Privatpersonen in der 
Region zu vergeben bzw. in nachhaltige Investment-Pro-
dukte zu veranlagen. Damit sind die Raiffeisenbanken 
dem zentralen Element des Raiffeisengedankens, näm-
lich als verlässlicher Partner die örtliche Wirtschaft zu 
fördern, seit mehr als 120 Jahren treu geblieben. Heute 
sind sie österreichweit die wichtigste Bank für kleinere 
und mittlere Unternehmen. 

Nachhaltig:
Auch das Bekenntnis zur Nachhaltigkeit liegt in der ge-
nossenschaftlichen Geschichte der Raiffeisen Banken-
gruppe begründet. Nachhaltigkeit bei der Geldanlage 

bedeutet, in Unternehmen zu investieren, die besonders 
verantwortungsvoll mit den ökologischen und ökonomi-
schen Ressourcen, aber auch mit ihren MitarbeiterInnen 
umgehen. Nur so lassen sich heutige Bedürfnisse be-
friedigen, ohne die Chancen zukünftiger Generationen 
einzuschränken. Das Engagement der Raiffeisenbanken 
geht oft weit über das Bankwesen hinaus. Die Raiffeisen-
banken sind in den unterschiedlichsten Bereichen in der 
Region tätig: Sei es im Sport, in der Kultur, in vielen Sozial-
einrichtungen oder in Schulen und Universitäten. Diese 
Unterstützung erfolgt in vielen Fällen nicht nur finanziell, 
sondern auch durch ehrenamtliches Engagement von 
RaiffeisenmitarbeiterInnen vor Ort.

So trägt der Einsatz von Raiffeisen selbst im kleinsten 
Rahmen Früchte. Und stärkt im großen Rahmen den ge-
samten Wirtschaftsstandort Österreich.

• über 70.000 Mitglieder tragen die Salzburger Raiffei-
senorganisation, mehr als 250.000 Kunden vertrau-
en den Finanzdienstleistungen. Raiffeisen Salzburg  
ist mit mehr als 3.000 Beschäftigten ein bedeuten-
der Arbeitgeber. 

• die Salzburger Raiffeisenorganisation zahlte im Jahr 
2009 11 Mio. € Steuern.

• 150 Mio. € verfügbare Kaufkraft flossen 2009 durch 
Gehaltszahlungen an die Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter in die Region.

• 56 Mio. € hat Raiffeisen Salzburg im vergangenen Jahr 
an Investitionen getätigt und zum Großteil die Aufträge 
an die angestammten Kunden aus der Region vergeben. 

• Vergabe von 6,9 Mrd. € Kreditvolumen in der Region. 

• Viele Vereine, Projekte und Initiativen sind von der Salz-
burger Raiffeisenorganisation 2009 mit 2,8 Mio € unter-
stützt worden. 

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

HAFTUNG DES GMBH-GESELLScHAFTERS 

Die GmbH-Gesellschafter müssen, 
anders als bei Personengesell-
schaften, nicht für die Verpflich-
tungen der GmbH persönlich ein-
stehen. Das heißt - an sich haften 
die Gesellschafter einer GmbH nur 
mit ihrer Stammeinlage, also dem 
Kapital, das sie der GmbH zur Ver-
fügung stellen. Weniger bekannt 
ist, dass Gesellschafter auch für 
fehlendes Stammkapital haften 
können. Wenn also beispielsweise 
ein Mitgesellschafter seine Einla-
ge nicht vollständig einbezahlt hat 
(was ja erlaubt ist),  kann man hier 
auch als Gesellschafter bei Zah-
lungsunfähigkeit der Gesellschaft 
zum Handkuss kommen. Das kann 
für einen Mindergesellschafter 
möglicherweise sehr teuer werden. 

Für die Schulden der GmbH haften 
die Gesellschafter grundsätzlich 
nicht. Unter folgenden Voraus-
setzungen erfolgt jedoch ein Haf-
tungsdurchgriff (d.h. die Gesell-
schafter haften auch mit ihrem 
Privatvermögen):

Qualifizierte Unter-
kapitalisierung der GmbH: 
Dies ist dann anzunehmen, wenn 
eine eindeutige – für die Gesell-
schafter erkennbare - unzurei-
chende Eigenkapitalausstattung 
der GmbH im Verhältnis zum Ge-
schäftsumfang vorliegt, so dass 
eine besondere Gefährdung der 

Gläubiger gegeben ist. Für die Haf-
tung ist ein Verschulden der Gesell-
schafter nicht erforderlich.

Existenzvernichtungshaftung 
Haftung der Gesellschafter für Ein-
griffe in das Gesellschaftsvermö-
gen – wird durch die Entziehung 
von Vermögen aus der GmbH durch 
hohe Entnahmen der Gesellschaf-
ter hervorgerufen, sodass die GmbH 
ihre Verbindlichkeiten kaum oder 
nicht mehr erfüllen kann.

Missbrauch der Leitungsmacht - 
faktische Geschäftsführung bzw. 
Beherrschung der GmbH 
(speziell in einem Konzern) – dar-
unter versteht man einen Gesell-
schafter, der wie ein Geschäftsfüh-
rer handelt, obwohl er nicht dazu 
bestellt worden ist. Eine Durch-
griffshaftung kann sich daraus nur 
ergeben, wenn er dabei gegen die 
Sorgfaltspflicht eines Geschäfts-
führers verstößt. 

Vermögens- bzw. 
Sphärenvermischung 
Die buchmäßige Trennung zwi-
schen Gesellschafts- und Gesell-
schaftervermögen (Privatvermögen 
des Gesellschafters) ist nicht ein-
deutig möglich.

„Missbräuchliche Verwendung“ der 
juristischen Person 
Darunter werden Fälle verstanden, 

bei denen die GmbH zur Umgehung 
von Gesetzen eingesetzt wird (z.B. 
künstliche Aufspaltung eines Un-
ternehmens in mehrere GmbH’s)

Weiters kann sich die Haftung der 
Gesellschafter auch aus den Be-
stimmungen des Unternehmens-
reorganisationsgesetzes (URG) 
ergeben. Wenn die Gesellschafter 
die Geschäftsführer angewiesen 
haben, trotz Vorliegens der Reor-
ganisationsvoraussetzungen ein 
Reorganisationsverfahren nicht 
einzuleiten oder einem darauf ab-
zielenden Vorschlag der Geschäfts-
führer nicht zustimmen, haften sie 
zur ungeteilten Hand, jedoch je 
Person nur bis € 100.000,–. Diese 
Haftung tritt dann an die Stelle der 
Haftung der Geschäftsführer.

Um also nicht ungewollt mit seinem 
Privatvermögen zur Haftung her-
angezogen zu werden, sollte man 
sich jedenfalls über die Pflichten 
und Haftungsbestimmungen des 
Gesellschafters einer GmbH infor-
mieren. Nicht zu übersehen ist aber 
trotzdem der Vorteil, den man als 
Gesellschafter einer GmbH gegen-
über einem Einzelunternehmer oder 
Komplementär einer Personenge-
sellschaft hat, da diese ja völlig un-
beschränkt haften.

christine Kaserer

Die GmbH gehört zu einer sehr beliebten Rechtsform für Unternehmen. Einerseits muss 
man bei der Gründung ein vergleichsweise geringes Stammkapital aufbringen, anderer-
seits haftet nur die GmbH Dritten gegenüber mit ihrem Gesellschaftsvermögen. 

Unter welchen Voraussetzungen haften die Gesellschafter?
Können Gesellschafter auch für Schulden der GmbH mit Privatvermögen haften?
Zusammenfassung der wichtigsten Punkte für das Eintreten einer Haftung
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